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Beschlussvorschlag: 

 

Auf der Grundlage der §§ 22 Absatz 2 und 71 Absatz 2 der Kommunalverfassung des Landes Mecklen-

burg-Vorpommern sowie des Beschlusses Nr. 592/38/13 vom 20.06.13 wird durch die Stadtvertretung 

Neubrandenburg folgender Beschluss gefasst: 

 

1. Der Änderung des Gesellschaftsvertrages der Neubrandenburger Stadtwerke GmbH gemäß Anlage 

wird Zustimmung erteilt: Der Oberbürgermeister ist ermächtigt und beauftragt, die erforderlichen 

Beschlüsse herbeizuführen und Anmeldungen vorzunehmen. Redaktionelle und ggf. handels- bzw. 

genehmigungsrechtlich notwendige Änderungen sind vorzunehmen und zulässig. 

 

2. Es werden 8 Mitglieder in den Aufsichtsrat der Neubrandenburger Stadtwerke GmbH entsandt und 

Ersatzmitglieder bestimmt (optional) wie folgt: 

 

Lfd. 

Nr. 

Mitglied Fraktion / 

Vorschlagsrecht Name, Vorname 

1. Manfred Riedel CDU 

2. Wilfried Luttkus CDU 

3. Caterina Muth DIE LINKE 

4. Dieter Kowalick DIE LINKE 

5. Dr. Joachim Lübbert SPD-B‘90/GRÜNE 

6. Michael Stieber SPD-B‘90/GRÜNE 

7. Hans-Jürgen Schulz Freie Bürger/FDP 

8. Dr. Diana Kuhk CDU 

 

 

Finanzielle Auswirkungen:  

 

Es ergeben sich keine finanziellen Auswirkungen auf den städtischen Haushalt. 

 

Begründung: 

 

zu 1. Änderung des Gesellschaftsvertrages: 

 

Gemäß dem Beschluss Nr. 592/38/13 vom 20.06.13 zur Drucksache Nr. V/1007 „Anweisung der Ge-

schäftsführung der Neubrandenburger Stadtwerke GmbH zur Einleitung eines Statusverfahrens nach  

§ 97 ff. AktG“ hat die Geschäftsführung der neu.sw am 02.01.14 eine Bekanntmachung im Bundesanzei-

ger vorgenommen. Darin wird festgestellt, dass für die Neubrandenburger Stadtwerke GmbH keine ge-

setzliche Aufsichtsratspflicht besteht und die Voraussetzung des § 1 Nr. 3 Drittelbeteiligungsgesetz nicht 

mehr vorliegen. 

 

Somit ist ein fakultativer Aufsichtsrat zu bilden. Für diesen Fall ist lt. o. g. Beschluss 

 

a. der Aufsichtsrat aus 10 Mitgliedern (8 Stadtvertreter/innen und 2 Arbeitnehmer/innen) zu 

bilden und 2 Vertreter/innen des Betriebsrates haben ein stimmrechtsloses Teilnahmerecht; 

sie sind zur Verschwiegenheit zu verpflichten;  
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b. unter Berücksichtigung der § 69 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 sowie § 71 Abs. 2 und 4 KV M-V eine 

angemessene Einflussnahme der Stadtvertretung als oberstes Willensbildungs- und Be-

schlussorgan sicherzustellen und 

c. der Gesellschaftsvertrag entsprechend vorgenannter Beschlusspunkte anzupassen und der 

Stadtvertretung zur Beschlussfassung vorzulegen. 

 

Dem kommt die Änderung des Gesellschaftsvertrages (§ 7; siehe Anlage) nach. 

 

Mit der Änderung des Gesellschaftsvertrages ergeben sich weitere Änderungserfordernisse auf der 

Grundlage der mit Wirkung vom 05.09.11 novellierten Kommunalverfassung des Landes Mecklenburg-

Vorpommern bzw. zur Klarstellung einiger Passagen. Das sind insbesondere die §§ 6 Absatz 5, 7, 8 Absatz 

5, 9 Absatz 4 Buchst. a), 12 Buchst. g), 14 Absatz 1, 15 Absatz 4, 16 Absatz 2 Gesellschaftsvertrag (Anla-

ge). Mit Schreiben vom 12.03.14 hat das Innenministerium M-V Hinweise zur gesellschaftsvertraglichen 

Ausgestaltung der Ausnahmen von der Verschwiegenheitspflicht der Aufsichtsratsmitglieder und der 

Kenntnisgabe des Wirtschaftsplans sowie der Finanzplanung an die Stadtvertretung erteilt. Diesen 

Hinweisen wurde entsprochen. In die § 7 Abs. 7 und § 11 Abs. 7 werden redaktionelle Änderungen bzw. 

klarstellende Reglungen eingefügt. Die Änderungen in § 7 Abs. 8 wurden aufgrund eines Hinweises 

einer Fraktion vorgenommen. 

 

Neben der Zustimmung des Aufsichtsrats zu den Festsetzungen der allgemeinen Tarife und Versor-

gungsbedingungen für Tarifkunden gemäß § 9 Abs. 4 e) des Gesellschaftsvertrages werden in § 9 Abs. 4 

f) neue Regelungen eingefügt. Die bisherigen Regelungen unter f) bleiben erhalten, die lit. werden ent-

sprechend geändert. Die Änderungen in § 9 Abs. 4 f) des Gesellschaftsvertrages sind der Energierechts-

reform 2005 ff. und der damit vorgenommenen Liberalisierung des Strom- und Gasmarktes geschuldet. 

Nach der bisherigen Regelung (§ 9 Abs. 4 e) unterliegen lediglich die allgemeinen Tarife und Versor-

gungsbedingungen für Tarifkunden, mithin für die Medien Strom, Gas, Wasser, Kabelfernsehen und 

Fernwärme, der Zustimmung durch den Aufsichtsrat. 

 

Nach der Energierechtsreform wird bei den Medien Strom und Gas entsprechend der Verordnung über 

Allgemeine Bedingungen für die Grundversorgung von Haushaltskunden und die Ersatzversorgung mit 

Elektrizität aus dem Niederspannungsnetz (StromGVV) und der Verordnung über Allgemeine Bedingun-

gen für die Grundversorgung von Haushaltskunden und die Ersatzversorgung mit Gas aus dem Nieder-

drucknetz (GasGVV) nicht mehr auf Tarifkunden, sondern auf Kunden in der Grundversorgung abge-

stellt. Grundversorgte Kunden sind Haushaltskunden und Kunden (Letztverbraucher) im Rahmen der 

Ersatzversorgung, § 1 Abs. 2 StromGVV, § 1 Abs. 2 GasGVV. Diese Kunden stellen allerdings nach der 

Liberalisierung die Minderheit der Strom- und Gaskunden. 

 

Die neue Regelung im Gesellschaftsvertrag (§ 9 Abs. 4 f) unterscheidet darüber hinaus Sonderkunden 

im Sinne der §§ 13, 14 BGB. Hierunter sind Verbraucher- und Unternehmenskunden zu subsumieren. 

Die Legaldefinitionen für Verbraucher und Unternehmen finden sich in den in Bezug genommenen §§ 

13, 14 BGB. Die Sonderkunden stellen nach der Liberalisierung die Mehrheit der Strom- und Gaskunden.  

 

Nach der neuen Regelung (§ 9 Abs. 4 f) fallen die Allgemeinen Preise der Kunden der Grundversorgung 

und die Preise der Sonderkunden (Verbraucher, Unternehmen) in die Zustimmung des Aufsichtsrats. Um 

allerdings das operative Geschäft der Stadtwerke nicht zu gefährden, werden für jene Verträge mit 

Sonderkunden, in denen individuelle Preise angeboten bzw. verhandelt und vereinbart werden, lediglich 

die Kalkulationsgrundlagen der Zustimmung des Aufsichtsrats unterstellt. 
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Durch § 9 Abs. 4 f) des Gesellschaftsvertrages wird weiterhin die städtische Mitsprache bei der Gestal-

tung der Fernwärmepreise für Haushaltskunden und Sonderkunden gewährleistet. Das Gros der Fern-

wärmekunden wird über Sonderverträge (z. B. mit den Großvermietern) versorgt. 

 

Durch die Befassung des Aufsichtsrats mit den Kalkulationsgrundlagen der Strom- und Fernwärme-

preise wird die Transparenz und Kontrolle über die Kostenzuordnung der gekoppelten Strom- und  

Wärmeerzeugung im GuD-Heizkraftwerk zu den jeweiligen Sparten gesichert. 

 

Nach der Regelung des § 9 Abs. 4 des Gesellschaftsvertrages wird durch das Zustimmungserfordernis 

des Aufsichtsrats die Einflussmöglichkeit der Stadt auf die Festsetzung der Höhe der Anschlusskosten 

(Hausanschlusskosten und Baukostenzuschuss) und der diesbezüglichen Anschlussbedingungen gesi-

chert. Die Anschlusskosten sind wirtschaftlich, jedoch möglichst gering zu halten. 

 

Im Nachgang der letzten Aufsichtsratssitzung der Neubrandenburger Stadtwerke GmbH haben sich die 

Aufsichtsratsvorsitzende und die Beteiligungsverwaltung am 24.03.14 insbesondere zur Ausgestaltung 

von Regelungen des § 9 Abs. 4 ausgetauscht. Im Ergebnis dessen werden weitere Änderungen vorge-

schlagen. Unter anderem werden die Kundengruppen „Kunden in der Grundversorgung“ und „Sonder-

kunden“ zusammenfassend als „Kunden“ bezeichnet. 

 

Zur Klarstellung wird in § 9 Abs. 4 e) die Bezugnahme auf die Medien Wasser und Kabelfernsehen ein-

gefügt. 

 

In § 9 Abs. 4 f) werden die im 1. Änderungsblatt aufgeführten Regelungen der § 9 Abs. 4 f) und g) zu-

sammengefasst. Der Begriff „Kalkulationsgrundlagen“ wird durch den präzisierenden Terminus „Preis-

kalkulationsgrundsätze“ ersetzt. Den operativen Erfordernissen des Strom- und Gasvertriebs mittels 

individueller Angebote/Verträge im Unterschied zu dem Vertrieb von Produkten Rechnung tragend wird 

unterstellt, dass anstelle der Preise die Preiskalkulationsgrundlagen für entsprechende Angebo-

te/Verträge in diesem Vertriebssegment Gegenstand der Befassung und Zustimmung durch den Auf-

sichtsrat sind. 

 

Die Änderungen sind durch Unterstreichungen hervorgehoben. 

 

zu 2. Besetzung des Aufsichtsichtsrates: 

 

Die Besetzung der 8 städtischen Aufsichtsratsmandate erfolgt nach den Grundsätzen der Verhältniswahl 

(Verfahren nach Hare-Niemeyer). Es leitet sich die im Beschlussvorschlag ausgewiesene Verteilung der 

Vorschlagsrechte ab. Über den Wahlvorschlag zu Nr. 8 entscheidet das Los, es sei denn, dass Zählgemein-

schaften gebildet werden. 

 

Weitere 2 Mitglieder und 2 stimmrechtslose Teilnehmer/innen im Aufsichtsrat aus den Reihen der Ar-

beitsnehmer/innen werden nach Maßgabe des Gesellschaftsvertrages durch den Gesamt- bzw. Betriebs-

rat der Gesellschaft entsandt.  

 

Die Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder und das Teilnahmerecht der zwei weiteren Vertreter/innen der 

Arbeitnehmer/innen beginnen, nach Inkrafttreten eines geänderten Gesellschaftsvertrages,  

mit der Anzeige der Entsendung gegenüber der Gesellschaft (§ 7 Absatz 4 Gesellschaftsvertrag). Bis da-

hin üben die 12 nach dem derzeit gültigen Gesellschaftsvertrag entsandten Aufsichtsratsmitglieder ihr 

Mandat in dem Aufsichtsrat weiter aus (Kontinuitätsgrundsatz nach § 97 Absatz 2 AktG). 
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Amtszeit bzw. Teilnahmerecht enden nach Ablauf der jeweiligen Wahlperiode für die Stadt- und Ge-

meindevertretung von Mecklenburg-Vorpommern mit der Entsendung der neuen Aufsichtsratsmitglie-

der bzw. der Benennung der neuen Vertreter/innen mit Teilnahmerecht. 

 

Anlage 

  



Gesellschaftsvertrag neu.sw  

(Beschlussstand 27.03.2014) 

 

 

§ 1 

Firma und Sitz der Gesellschaft 

 

(1) Die Gesellschaft führt den Namen Neubrandenburger Stadtwerke GmbH. 

 

(2) Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Neubrandenburg. 

 

§ 2 

Gegenstand des Unternehmens 

 

(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Versorgung der Bevölkerung, des Handels, des Gewerbes, 

der Industrie, der Landwirtschaft und der öffentlichen Einrichtungen mit Energieträgern, insbe-

sondere mit Elektroenergie, Fernwärme, Gas, Flüssiggas, Öl, Trink- und Brauchwasser, Telekom-

munikation sowie die damit verbundenen Contracting- und Transportleistungen, die Gewährleis-

tung des öffentlichen Personennahverkehrs und schienengebundener Gütertransportleistungen 

nebst den in diesem Zusammenhang stehenden Dienstleistungen, die Beschaffung von Fahrzeu-

gen und mobilen Wirtschaftsgütern und Teilen hiervon, die Organisation der Wartung, Instand-

haltung und Instandsetzung derselben und Bereitstellung von Fahrzeugen sowie die damit ver-

bundenen Dienstleistungen, soweit sie dem öffentlichen Zweck dienen, die Entsorgung von Ab-

wasser, Consultingleistungen in der Bereitstellung öffentlicher Infrastruktur und Leistungen für 

deren Durchführung, das Betreiben und die Verwaltung von Krematoriumsanlagen und den da-

mit zusammenhängenden Handlungen sowie die Betreibung und Bewirtschaftung von 

Schwimmbädern, die Betreibung und Bewirtschaftung von Stadtbeleuchtungsanlagen oder an-

derer im öffentlichen Interesse stehenden Einrichtungen und den damit verbundenen Anlagen. 

 

(2) Darüber hinaus befasst sich die Gesellschaft mit IT- und Telekommunikationsanlagen, PC basier-

ten Anwendungsstrukturen, Soft- und Hardware, Lizenzen, Hosting-, Enduser-, Security und 

Network-Managementservices, Consulting, Wartung, Instandhaltung und Instandsetzung dersel-

bigen sowie aller damit verbundenen Dienstleistungen soweit sie dem öffentlichen Zweck dienen. 

 

(3) Zu den Aufgaben der Gesellschaft gehört die Erledigung aller mit dem Gegenstand des Unter-

nehmens unmittelbar zusammenhängenden und seinen Belangen dienenden Geschäfte. Die Ge-

sellschaft kann zur Erfüllung dieser Aufgaben andere Unternehmen Gründen, erwerben oder sich 

an solchen Unternehmen beteiligen, wenn der öffentliche Zweck dies rechtfertigt. 

(4) Die Gesellschaft ist zur Errichtung von Zweigniederlassungen berechtigt. 

 

§ 3 

Dauer der Gesellschaft, Geschäftsjahr 

 

(1) Die Gesellschaft wird auf unbestimmte Zeit errichtet.  

 

(2) Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr.  

 

§ 4 

Stammkapital und Gesellschafterin 

 

(1) Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 35.790.500,00 EUR in Worten: fünfunddreißig 

Millionen siebenhundertneunzigtausendfünfhundert EUR).  
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(2) Gesellschafterin ist die Stadt Neubrandenburg.  

 

§ 5 

Organe der Gesellschaft 

 

(1) Die Organe der Gesellschaft sind: 

 

a) die Geschäftsführung 

b) der Aufsichtsrat 

c) die Gesellschafterversammlung 

 

§ 6 

Die Geschäftsführung 

 

(1) Die Gesellschaft hat zwei Geschäftsführer (nachfolgend Geschäftsführer genannt).  

 

(2) Die Gesellschaft wird von zwei Geschäftsführern gemeinschaftlich oder von einem Geschäfts-

führer und einem Prokuristen vertreten. 

  

(3) Der Aufsichtsrat kann den Geschäftsführer von den Beschränkungen des § 181 BGB befreien.  

 

(4) Die Geschäftsführung gibt sich eine Geschäftsordnung, die der Zustimmung des Aufsichtsra-

tes bedarf.  

 

(5) Die Geschäftsführer haben in entsprechender Anwendung des § 90 AktG ihrer Berichtspflicht 

an den Aufsichtsrat zu genügen. Daneben haben die Geschäftsführer in sinngemäßer Anwen-

dung des § 90 AktG gesondert die Gesellschafterin regelmäßig über alle die Gesellschaft be-

treffenden relevanten Fragen der Planung, der Geschäftsentwicklung und der Risikolage zu 

informieren. 

 

§ 7 

Bildung, Zusammensetzung und Amtsdauer des Aufsichtsrates 

 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus zehn Mitgliedern.  

 

(2) Acht Mitglieder des Aufsichtsrates werden von der Stadt Neubrandenburg nach den Grund-

sätzen der Verhältniswahl entsandt. Weitere zwei Mitglieder werden aus den Reihen der Ar-

beitnehmer der Neubrandenburger Stadtwerke GmbH und ihrer organschaftlich verbundenen 

Unternehmen durch den Gesamtbetriebsrat der Neubrandenburger Stadtwerke GmbH ent-

sandt. Daneben haben zwei weitere Vertreter der Arbeitnehmer, die zugleich Mitglied des 

Betriebsrates der Neubrandenburger Stadtwerke GmbH sind, ein stimmrechtsloses Teilnahme-

recht an den Aufsichtsratssitzungen. Sie werden vom Betriebsrat der Neubrandenburger 

Stadtwerke GmbH in den Aufsichtsrat berufen und nehmen an den Aufsichtsratssitzungen 

mit Rederecht teil, ihnen sind die Sitzungsunterlagen gleichermaßen wie den Mitgliedern des 

Aufsichtsrates auszuhändigen.    

   

(3) Die Stadt Neubrandenburg, der Gesamtbetriebsrat sowie der Betriebsrat der Neubrandenbur-

ger Stadtwerke GmbH können für jedes Aufsichtsratsmitglied bzw. jeden stimmrechtslosen 

Teilnehmer mit der Entsendung von Aufsichtsratsmitgliedern bzw. mit der Berufung der 

stimmrechtslosen Teilnehmer ein Ersatzmitglied bestellen. Es wird Aufsichtsratsmitglied bzw. 

stimmrechtsloser Teilnehmer, wenn das Aufsichtsratsmitglied vor Ablauf seiner Amtszeit aus-

scheidet bzw. der stimmrechtslose Teilnehmer sein Teilnahmerecht nicht mehr wahrnehmen 

kann. 



Gesellschaftsvertrag neu.sw, Beschlussstand 27.03.2014  Seite 3 von 8 

 

(4) Die Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder und das Teilnahmerecht der zwei  Vertreter der Ar-

beitnehmer beginnen mit der Anzeige des Entsendenden bei der Gesellschaft. 

Amtszeit bzw. Teilnahmerecht enden nach Ablauf der jeweiligen Wahlperiode für die Stadt- 

und Gemeindevertretung von Mecklenburg-Vorpommern mit der Entsendung der neuen Auf-

sichtsratsmitglieder und der Benennung der neuen Vertreter mit Teilnahmerecht. 

 

(5) Jedes Aufsichtsratsmitglied ist berechtigt, jederzeit ohne Angabe von Gründen sein Mandat 

niederzulegen. 

Verzichtet ein Aufsichtsratsmitglied auf das ihm in der Stadtvertretung der Stadt Neubran-

denburg zustehende Mandat, erlischt hiermit auch sein Mandat als Aufsichtsratsmitglied. 

Gleiches gilt für jeden Vertreter aus den Reihen der Arbeitnehmer bei Beendigung seines Ar-

beitsverhältnisses, gleich aus welchem Grund sowie für die stimmrechtslosen Teilnehmer, 

sofern ihr Mandat im Betriebsrat der Neubrandenburger Stadtwerke GmbH erlischt. 

 

(6) Scheidet ein Aufsichtsratsmitglied während der Amtszeit aus und ist kein Ersatzmitglied vor-

handen, so erfolgt eine Neubestellung nur für die laufende Amtszeit. Die erneute Bestellung 

nach Ablauf dieser Amtszeit wird hierdurch nicht ausgeschlossen. 

 

(7) Auf die Entsendung und die Ausübung der Mandatstätigkeit der von der Stadt Neubranden-

burg nach den Grundsätzen der Verhältniswahl entsandten acht Aufsichtsratsmitglieder sind 

im Übrigen die Vorschriften der Kommunalverfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern 

in der jeweils geltenden Fassung anzuwenden. Die Mandatsträger sind insbesondere an die 

Weisungen und Richtlinien der Stadtvertretung gebunden und haben den Hauptausschuss 

oder die Stadtvertretung über alle Angelegenheiten von besonderer Bedeutung frühzeitig zu 

informieren. 

 

(8) Aufsichtsratsmitglieder, die von der Stadtvertretung Neubrandenburg entsandt und Mitglieder 

der Stadtvertretung sind, unterliegen hinsichtlich solcher Informationen, über die das Aufsichts-

ratsmitglied der Stadt gegenüber berichterstattungspflichtig ist, nicht der Verschwiegenheits-

pflicht. Für vertrauliche Angaben und Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse gilt dies nicht, wenn 

ihre Kenntnis für die Zwecke der Berichterstattung nicht von Bedeutung ist. Die Berichterstat-

tung erfolgt in nicht öffentlicher Sitzung oder nicht öffentlicher Schriftform. 

 

§ 8 

Innere Ordnung des Aufsichtsrates 

 

(1) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte für die Dauer seiner Amtszeit mit einfacher Mehrheit 

einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter. Der Stellvertreter hat nur dann die Rechte und 

Pflichten des Vorsitzenden, wenn dieser verhindert ist. Sind der Vorsitzende und sein Vertreter 

in der Ausübung ihrer Obliegenheiten verhindert, so entscheidet der Aufsichtsrat wer dann als 

Stellvertreter für die Dauer der Verhinderung eintritt. 

 

(2) Der Vorsitzende und der Stellvertreter können ihr Amt vor Ablauf der Amtszeit ohne Angabe 

von Gründen durch Erklärung gegenüber der Gesellschaft niederlegen. Ein Ausscheiden des 

Vorsitzenden vor Ablauf der Amtszeit aus dem Amt berührt die Fortdauer des Amtes des 

Stellvertreters nicht. Das gleiche gilt beim Ausscheiden des Stellvertreters. Scheidet der Vor-

sitzende oder der Stellvertreter vor Ablauf seiner Amtszeit aus dem Aufsichtsrat aus oder legt 

sein Amt nieder, so hat der Aufsichtsrat innerhalb von acht Wochen einen neuen Vorsitzen-

den oder Stellvertreter zu wählen.  

 

(3) Die Einberufung des Aufsichtsrates erfolgt durch den Vorsitzenden. Jedes Aufsichtsratsmit-

glied oder die Geschäftsführung können unter Angabe des Zwecks und der Gründe die unver-

zügliche Einberufung verlangen. Die Einberufung hat schriftlich unter Angabe der Tagesord-
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nung mit einer Frist von 2 Wochen zu erfolgen. In dringenden Fällen kann eine andere Form 

der Einberufung und eine kürzere Frist gewählt werden, wenn die Hälfte der Aufsichtsrats-

mitglieder damit einverstanden ist.  

 

(4) Der Aufsichtsrat muss zweimal im Kalenderhalbjahr zusammen treffen. 

 

(5) Die Geschäftsführer und Prokuristen nehmen in der Regel an den Sitzungen des Aufsichtsra-

tes teil. Der Aufsichtsrat kann bei Bedarf ohne die Geschäftsführer und Prokuristen tagen. 

Über die Sitzungen des Aufsichtsrates ist eine Niederschrift anzufertigen, die der Vorsitzende 

des Aufsichtsrates, der Vorsitzende der Geschäftsführung und ein Arbeitnehmervertreter un-

terzeichnen. Der gesetzliche Vertreter der Gesellschafterin oder ein von ihm bevollmächtigter 

Vertreter kann an den Aufsichtsratssitzungen mit Rederecht teilnehmen; ihm sind die Sit-

zungsunterlagen gleichermaßen wie den Mitgliedern des Aufsichtsrates auszuhändigen. 

 

(6) Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte einen oder mehrere beratende Ausschüsse bestellen. 

 

(7) Näheres regelt die Geschäftsordnung des Aufsichtsrates. 

 

§ 9 

Zuständigkeit des Aufsichtsrates 

 

(1) Aufgabe des Aufsichtsrates ist es, die Geschäftsführung bei der Leitung des Unternehmens 

regelmäßig zu beraten und zu überwachen.  

 

(2) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht und den Vorschlag über die Ver-

wendung des Bilanzgewinns zu prüfen. Die §§ 170, 171 und 314 Aktiengesetz gelten entspre-

chend.  

 

(3) Der Aufsichtsrat billigt den jährlichen Wirtschaftsplan, der den lnvestitions-, Finanz-, Erfolgs- 

und Personalplan sowie die mittelfristige Finanzplanung enthält.  

 

(4) Der Zustimmung durch den Aufsichtsrat unterliegen: 

 

a) die Wahl, Beauftragung und Abberufung des Abschlussprüfers; 

 

b) die Geltendmachung von Ersatzansprüchen, welche der Gesellschaft aus der Ge-

schäftsführung gegen Geschäftsführer zustehen sowie die Vertretung der Gesell-

schaft in Prozessen, welche sie gegen Geschäftsführer zu führen hat; 

 

c) der Abschluss von Konzessionsverträgen zum Gegenstand des Unternehmens; 

 

d) der Erwerb, die Veräußerung, Belastung und Verpfändung von Grundstücken und 

grundstücksgleichen Rechten und Gebäuden soweit im Einzelfall ein Wert von 

250.000,00 EUR überschritten wird und sofern dies im Wirtschaftsplan nicht enthal-

ten ist; 

 

e) die Festsetzung der allgemeinen Tarife und Versorgungsbedingungen für Tarifkunden 

(Wasser, Kabelfernsehen);  

 

f) die Festsetzung der Preise, der Versorgungs- und Anschlussbedingungen (Hausan-

schlusskosten, Baukostenzuschüsse) und der Preiskalkulationsgrundsätze für Kunden 

im Sinne der §§ 13, 14 BGB (Strom, Gas, Fernwärme); 

 

g) die Festlegung und Änderung der Beförderungstarife und der allgemeinen Beförde-
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rungsbedingungen im öffentlichen Personennahverkehr; 

 

h) die Ausführung aktivierungspflichtiger Anschaffungen und sonstiger Rechtsgeschäf-

te, die im Wirtschaftsplan nicht enthalten sind soweit sie jeweils im Einzelfall einen 

Betrag von 250.000, 00 EUR überschreiten; 

 

i) die Aufnahme und Gewährung von Darlehen, soweit sie im Finanzplan nicht enthal-

ten sind; 

 

j) der Abschluss von Gewährverträgen, die Bestellung sonstiger Sicherheiten für andere 

sowie solche Rechtsgeschäfte, die dem Vorgenannten wirtschaftlich gleichkommen 

und Unternehmen gewährt wird, an denen die Gesellschaft nicht mehrheitlich betei-

ligt ist; 

 

k) die Aufnahme von Krediten, sofern diese im Finanzplan nicht enthalten sind und im 

Einzelfall den Betrag von 1.250.000,00 EUR bei einer Laufzeit von 3 Monaten bis zu 

1 Jahr und 2.500.000,00 EUR bei einer Laufzeit bis zu 3 Monaten übersteigen. 

 

(5) Die Zuständigkeitsregelungen des Aufsichtsrates gelten auch für alle Beteiligungsgesellschaf-

ten, an welchen die Gesellschaft zu 100 % beteiligt ist.  

 

(6) Maßnahmen der Geschäftsführung können dem Aufsichtsrat nicht übertragen werden. Ver-

weigert der Aufsichtsrat dem Geschäftsführer bei zustimmungspflichtigen Geschäften die 

Zustimmung, so kann der Geschäftsführer verlangen, dass die Gesellschafterversammlung über 

die Zustimmung beschließt.  

 

(7) Der Aufsichtsrat ist zuständig für den Abschluss, die Änderung, Aufhebung oder Kündigung 

der Anstellungsverträge mit Geschäftsführern. 

 

§ 10 

Beschlussfassung des Aufsichtsrates 

 

(1) Der Aufsichtsrat entscheidet durch Beschluss. 

 

(2) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der Aufsichtsratsmitglieder an-

wesend ist.  

 

(3) Die Beschlüsse des Aufsichtsrates werden mit einfacher Stimmenmehrheit in Sitzungen ge-

fasst.  

 

(4) Schriftliche Beschlussfassungen des Aufsichtsrates können durch den Geschäftsführer einge-

holt werden, soweit dem Verfahren von keinem Mitglied des Aufsichtsrates widersprochen 

wird. 

 
(5) Ist der Aufsichtsrat nicht beschlussfähig, so soll binnen zwei Wochen eine neue Sitzung mit 

gleicher Tagesordnung einberufen werden. Dabei ist darauf hinzuweisen, dass der Aufsichtsrat 

beschlussfähig ist, wenn mindestens drei Mitglieder anwesend sind.  

 

(6) Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsitzende, bei seiner Abwesenheit sein Stellvertreter. 

  

(7) 

 

Abwesende Aufsichtsratsmitglieder können dadurch an der Beschlussfassung des Aufsichtsra-

tes und seiner Ausschüsse teilnehmen, dass sie schriftliche Stimmabgaben überreiche lassen.  
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§ 11 

Gesellschafterversammlung 

 

(1) Die Gesellschafterversammlung wird durch die Geschäftsführung einberufen, soweit das Ge-

setz nichts anderes bestimmt.  

 

(2) Jeder Geschäftsführer ist allein berechtigt, die Gesellschafterversammlung einzuberufen.  

 

(3) Die Einberufung hat mit eingeschriebenem Brief unter Angabe der Tagesordnung mit einer 

Frist von mindestens einer Woche zu erfolgen. Die Frist kann verkürzt werden, wenn die Ge-

sellschafterin zustimmt.  

 

(4) Die ordentliche Gesellschafterversammlung hat mindestens einmal je Geschäftsjahr stattzu-

finden.  

 

(5) Den Vorsitz in der Gesellschafterversammlung führt der Oberbürgermeister der Stadt Neu-

brandenburg. Er kann Mitarbeiter der Stadtverwaltung Neubrandenburg mit seiner Vertre-

tung im Hinderungsfall beauftragen.  

 

(6) Über die Verhandlungen und Beschlüsse der Gesellschafterversammlung ist eine Niederschrift 

aufzunehmen und vom Oberbürgermeister der Stadt Neubrandenburg bzw. dessen Vertreter 

am Ende der Gesellschafterversammlung zu unterschreiben. 

 

(7) Die Geschäftsführung nimmt an der Gesellschafterversammlung teil. Der Aufsichtsrat ist über 

die Tagesordnung von Gesellschafterversammlungen vor deren Durchführung zu informieren. 

Die Teilnahme an den Gesellschafterversammlungen steht den Aufsichtsratsmitgliedern frei; 

die Sitzungsunterlagen werden den Aufsichtsratsmitgliedern ausgehändigt. 

 

 

§ 12 

Aufgaben der Gesellschafterversammlung 

 

Die Gesellschafterversammlung entscheidet neben den ihr gesetzlich zugewiesenen Aufgaben über 

folgende Angelegenheiten: 

 

a) Änderung des Gesellschaftsvertrages; 

 

b) Änderung des Stammkapitals; 

 

c) Feststellung des jährlichen Wirtschaftsplanes; 

 

d) Feststellung des Jahresabschlusses und Feststellung des Konzernjahresabschlusses; 

 

e)  alljährlich über die Entlastung der Geschäftsführung und des Aufsichtsrates sowie über die 

Verwendung des Bilanzgewinns; 

 

f) Festsetzung der Vergütungen für die Aufsichtsratsmitglieder sowie der diesbezüglichen Zah-

lungsmodalitäten; 

 

g) Gründung, Erwerb, Pacht, Verpachtung, Veräußerung und Auflösung von Unternehmen; die 

Beteiligung in jedweder Form und Höhe an anderen Gesellschaften bedarf der Zustimmung 

der Stadtvertretung der Stadt Neubrandenburg; 
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h) Verfügungen über Beteiligungen an Unternehmen; 

 

i) Übernahme neuer Aufgaben im Rahmen des § 2, soweit das Unternehmen dadurch 

wesentlich erweitert wird; 

 

j) Verfügungen über Geschäftsanteile der Gesellschaft oder über Teile von solchen nach 

vorheriger schriftlicher Zustimmung durch die Geschäftsführung und den Aufsichts-

rat; 

 

k) Berufung sowie Abberufung von Geschäftsführern der Gesellschaft; 

 

l) Erteilung von Prokuren. 

 

§ 13 

Wirtschaftsplan 

 

 

(1) Die Geschäftsführer stellen für jedes Wirtschaftsjahr einen Wirtschaftsplan auf und 

legen der Wirtschaftsführung eine fünfjährige Finanzplanung zugrunde. Bei der 

Aufstellung sind die Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung von Mecklenburg-

Vorpommern in sinngemäßer Anwendung zu berücksichtigen.  

 

(2) 

 

 

 

(3) 

Der Wirtschaftsplan ist dem Aufsichtsrat so rechtzeitig vorzulegen, dass er noch 

vor Beginn des Geschäftsjahres sowohl durch den Aufsichtsrat als auch durch die 

Gesellschafterversammlung gebilligt bzw. festgestellt werden kann. 

 

Der Wirtschaftsplan sowie die Finanzplanung sind der Stadtvertretung Neubran-

denburg zur Kenntnis zu geben. 

 

§ 14 

Jahresabschluss 

 

(1) Die Geschäftsführung stellt innerhalb der ersten drei Monate des Wirtschaftsjahres 

einen Jahresabschluss (Bilanz nebst Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang) 

und einen Lagebericht auf. 

Auf den Jahresabschluss der Gesellschaft finden gemäß § 73 Abs. 1 Ziff. 8 KV M-V 

die Bestimmungen des § 286 Abs. 4 und § 288 des Handelsgesetzbuches im Hin-

blick auf die Angaben nach § 285 Nummer 9 Buchstabe a) und b) des Handelsge-

setzbuches keine Anwendung. Gleiches gilt für organschaftlich verbundene Unter-

nehmen.  

 

(2) Analog hat die Geschäftsführung in den ersten fünf Monaten des Konzernge-

schäftsjahres für das vergangene Konzerngeschäftsjahr einen Konzernabschluss 

und einen Konzernlagebericht aufzustellen, sofern ein solcher gesetzlich vorge-

schrieben ist.  

 

§ 15 Jahresabschlussprüfung und sonstige Prüfungen 

 

(1) Der Jahres- und Konzernabschluss der Gesellschaft sind durch einen Wirtschafts-

prüfer oder ein Wirtschaftsprüfungsunternehmen zu prüfen. Hierzu wird die Ge-

schäftsführung den Jahres- und Konzernabschluss den Abschlussprüfern unverzüg-

lich vorlegen.  
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(2) Auf den Gegenstand und das Ergebnis der Jahresabschlussprüfung finden die Vor-

schriften des 3. Buches des Handelsgesetzbuches für große Kapitalgesellschaften 

sowie das Kommunalprüfungsgesetz von Mecklenburg-Vorpommern und § 53 

Haushaltsgrundsätzegesetz Anwendung.  

 

 

(3) Die Geschäftsführung übersendet der Gesellschafterin und dem Aufsichtsrat un-

verzüglich nach Eingang der Abschlussberichte je eine Ausfertigung sowie einen 

eigenhändig unterschriebenen Jahres- und Konzernabschluss.  

 

(4) Die Befugnisse der Stadt und der kommunalen Prüfbehörden gegenüber der Ge-

sellschaft bestimmen sich nach den gesetzlichen Vorschriften, insbesondere auch 

nach § 54 Haushaltsgrundsätzegesetz. Die für die Kommunalprüfung der Gesell-

schafterin zuständigen Prüfbehörden sind berechtigt, sich unmittelbar bei der 

Geschäftsführung über alle Angelegenheiten der Gesellschaft und ihrer Tochterge-

sellschaften zu unterrichten und zu diesem Zweck den Betrieb, die Bücher und die 

Schriften der Gesellschaft und ihrer Tochtergesellschaften einzusehen. 

 

§ 16 

Offenlegung 

 

(1) Die Geschäftsführung hat nach Maßgabe der §§ 325 ff. HGB den Jahres- und Kon-

zernabschluss mit dem Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers, die Lageberichte 

und soweit sich die Ergebnisverwendung nicht aus dem eingereichten Jahresab-

schluss ergibt, den Beschluss über die Ergebnisverwendung zum Handelsregister 

des Sitzes der Gesellschaft einzureichen und die Einreichung im Bundesanzeiger 

bekannt zu machen. 

 

(2) Darüber hinaus ist die Feststellung des Jahres- und Konzernabschlusses, die Ver-

wendung des Ergebnisses sowie das Ergebnis der Prüfung des Jahresabschlusses 

jeweils entsprechend den Bestimmungen der Hauptsatzung über öffentliche Be-

kanntmachungen in der Stadt Neubrandenburg bekannt zu geben. Gleichzeitig 

sind der Jahres- und Konzernabschluss und die Lageberichte in den Räumen der 

Gesellschaft auszulegen und in der Bekanntgabe auf die Auslegung hinzuweisen.  

 

§ 17 

Schlussbestimmungen 

 

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder werden, so wird 

die Rechtswirksamkeit der übrigen Bestimmungen dadurch nicht berührt. Die betreffen-

de Bestimmung ist durch eine wirksame zu ersetzen, die dem angestrebten wirtschaftli-

chen Zweck möglichst nahe kommt. 

 

§ 18 

Gründungsaufwand 

 

Die Kosten der Gründung der Gesellschaft bis höchstens 1.500,00 EUR gehen zu Lasten 

der Gesellschaft. 

 

 

 

 


